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Ein Verein, eine Erfolgsgeschichte! 
Schweizerzeit-Podcast zum 20-jährigen 
Jubiläum des Egerkinger Komitees.

Immer wieder sehen sich Schweizer Gemeinden mit Bestrebungen muslimischer Vereinigungen kon-
frontiert, auf ihrem Gemeindegebiet sog. «muslimische Zentren» zu errichten. Aktuelle Beispiele sind 
die Gemeinde Schübelbach SZ oder das Berner Stadtquartier Wittigkofen. Die Finanzierungsherkunft 
für die Käufe teils millionenschwerer Immobilien und Grundstücke bleibt dabei meist im Dunklen. Üb-
rig bleiben berechtigtes Misstrauen und das Ohnmachtsgefühl, nichts dagegen unternehmen zu kön-
nen. Das ist ein unhaltbarer Zustand!

Vertreter des Egerkinger Komitees reichen die Unterschriften ein. Von links nach rechts: Nationalrat Thomas Knutti, alt Nationalrat Walter 
Wobmann, Anian Liebrand, Nationalrätin Therese Schläpfer, alt Nationalrat Dr. Ulrich Schlüer, Grossrat Roland Haldimann

Es ist das gute Recht von Schweizer Gemeinden, Trans-
parenz einzufordern, was die Finanzierung und die ideo-
logischen Hintergründe von muslimischen Einrichtungen 
auf ihrem Gemeindegebiet betrifft. Sie sind es schliesslich 
auch, die sich mit den direkten Konsequenzen (z.B. mit der 
Entstehung von überregionalen Anziehungspunkten) «he-
rumschlagen» müssen. Deshalb fordern wir: Keine Islam-
Zentren gegen den Willen der Standortgemeinden!

Das Egerkinger Komitee macht sich mit Vorstössen im eid-
genössischen Parlament und weiteren Aktionen dafür stark, 
dass die Gemeinden im Sinne der Extremismus-Prävention 
mehr Mitspracherechte erhalten. Es darf nicht sein, dass 
Schweizer Gemeinden intransparente oder fragwürdige Is-
lamprojekte, deren Finanzierung und ideologische Ausrich-
tung nicht geklärt sind, einfach «schlucken» und abnicken 
müssen. 			          Weiterlesen auf Seite 3



Alt-Bundesrichter Niccolò Raselli kritisierte in seinem 
Gastbeitrag die Forderungen des Egerkinger Komitees 
scharf und verstieg sich dabei sogar zum deplatzierten 
Vorwurf des «Muslim-Bashings». Er blendet dabei aus, 
dass das friedliche Zusammenleben in unserer Gesellschaft 
immer wieder das Aufzeigen von klaren Grenzen und Leit-
linien erfordert.

Raselli behauptet, ein Kopftuchverbot an Schulen sei «dis-
kriminierend». Richtig ist: In einem Urteil vom 16. Mai 
2024 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) entschieden, dass das Verbot des Tragens auffälli-
ger religiöser Symbole wie Kopftücher in der Schule nicht 
gegen die Europäische Menschenrechtskonvention des 
Europarates verstösst. Ein solches Kopftuchverbot gilt in 
Teilen Belgiens und in Frankreich seit Längerem.

Für staatliche Neutralität, gegen Diskriminierung
Das Egerkinger Komitee steht ein für Religionsfreiheit und 
ein friedliches Zusammenleben mit allen gut integrierten 
Muslimen. Das von uns geforderte Kopftuchverbot ist auf 
Schulen und staatliche Einrichtungen begrenzt. Es hat eine 
diskriminierungs-befreiende Motivation und stärkt die 
religiöse Neutralität des Staates – und insbesondere das 
Neutralitätsgebot der Schule.

Unsere Schulen (sowohl private als auch öffentliche) sollen 
ein Freiraum sein, der Freiheit und gleiche Rechte für alle 
Kinder gleichermassen sicherstellt. Deshalb soll auffällige 
Kopfbedeckung wie das Kopftuch für muslimische Mädchen 
an Schulen keinen Platz haben. Ein Kopftuch, oftmals nicht 
freiwillig getragen, unterscheidet sie von anderen Mädchen 
und hat mitunter diskriminierenden Charakter. Im Gegen-
zug dazu ist die christliche Kreuz-Halskette ein unauffälliges 
religiöses Symbol, das zu Recht erlaubt bleiben soll.

Ein klar umschriebenes Kopftuchverbot, wie es derzeit in 
unserem Nachbarland Österreich in Vorbereitung ist, lässt 
sich auch in der Schweiz umsetzen, da als Grundvorausset-

zungen das öffentliche Interesse und die Verhältnismässig-
keit klar gegeben sind. Dafür braucht es aus unserer Sicht 
eine Änderung der Bundesverfassung, damit der Weg frei 
wird für eine landesweit einheitliche Regelung. Ein natio-
nales Kopftuchverbot an Schulen macht Sinn, weil es um 
einen integrationspolitischen Grundsatz geht.

Konflikte proaktiv verhindern
Das Egerkinger Komitee hat schon immer das Ziel ver-
folgt, gesellschaftliche Konflikte proaktiv zu verhindern. 
So haben wir die Minarettverbots-Initiative lanciert, als erst 
wenige Minarettbauten in Planung waren. Und so haben 
wir auch die Verhüllungsverbots-Initiative gestartet, als 
manche sagten, es gäbe ja noch «fast keine Burkaträgerin-
nen» in der Schweiz. Beide Initiativen fanden eine Mehr-
heit im Volk.

Und heute sind wir dankbar, dass bei uns kein Muezzin 
vom Minarett herunterruft wie in unseren Nachbarländern. 
Und dankbar sind wir auch, dass die Polizei bei uns ein 
Burka- und Niqabverbot durchsetzen kann – im Gegensatz 
zu französischen Banlieues, wo sich bereits Parallelgesell-
schaften gebildet haben, die von der Polizei gemieden 
werden.

Die Zeit ist reif!
Der Handlungsbedarf für ein Kopftuchverbot an Schulen 
ist gegeben, da die Konfliktlinien auch in der Schweiz 
zugenommen haben. Dies hat der Fall einer Lehrerin aus 
Eschenbach im Kanton St.  Gallen im Sommer 2025 ge-
zeigt. In Österreich schätzte die Familien- und Integrations-
ministerin im November 2025, dass aktuell rund 12‘000 
Mädchen unter 14 Jahren von einem Kopftuchverbot an 
Schulen betroffen seien. 2019 seien es noch rund 3‘000 
gewesen. Das Egerkinger Komitee fordert, dass ähnliche 
Erhebungen auch in der Schweiz gemacht werden.

Es mag sein, dass Alt-Bundesrichter Raselli juristische 
Argumente dafür findet, dass Handschlagverweigerung ge-
genüber Lehrerinnen an unseren Schulen nicht sanktioniert 
oder Dispensationen für den Ramadan gewährt werden 
dürften. Wir aber halten entgegen, dass es die Aufgabe der 
Mehrheitsgesellschaft ist, klare Schranken gegenüber Aus-
wüchsen des politischen Islams zu setzen. Wir dürfen es 
nicht dulden, dass muslimische Machos an unseren Schulen 
Mädchen und Lehrerinnen herabwürdigen und dass mittler-
weile während des muslimischen Fastenmonats Ramadan 
gar Sporttage oder Prüfungen abgesagt werden. ■
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Im Dorfzentrum von Siebnen (Gemeinde Schübelbach SZ) will eine albanisch-islamische Vereinigung 
ein «Kulturzentrum mit Gebetsraum» errichten. Der Kanton Schwyz bewilligte den Kauf der Immobi-
lie, in der das Zentrum geplant ist. Die Gemeinde Schübelbach will dieses Zentrum aber nicht bewilli-
gen und hat Beschwerde beim Schwyzer Regierungsrat eingereicht. Sie bezieht sich auf Hinweise auf 
intransparente Finanzflüsse aus dem Ausland im Zusammenhang mit dem Immobilienkauf. 

Replik von alt Nationalrat Walter Wobmann, Präsident Egerkinger Komitee, auf einen Beitrag von alt Bundes-
richter Niccolò Raselli, der am 11. Februar 2026 in den Blättern von CH Media veröffentlicht wurde.

Warum es an Schulen ein Kopftuchverbot braucht Keine Islam-Zentren gegen den Willen der 
Standortgemeinden!

Das Egerkinger Komitee unterstützt das entschlossene 
Vorgehen des Gemeinderats von Schübelbach. Hut ab vor 
dieser mutigen Gemeinde, die einen wichtigen Aspekt ins 
öffentliche Bewusstsein rückt! Seit Jahren schon versucht 
das Egerkinger Komitee über nahestehende eidgenössische 
Parlamentarier, auf Bundesebene stichfeste Finanzierungs-
richtlinien für muslimische Einrichtungen zu erwirken. 
Mehrfach sind Vorstösse leider knapp gescheitert.

Vorstösse knapp gescheitert
Der Vorstoss «Islamische Gebetsstätten. Verbot der Finan-
zierung durch das Ausland und Offenlegungspflicht» des 
Tessiner Nationalrats Lorenzo Quadri fand beispielsweise 
2017 im Nationalrat eine Mehrheit, wurde dann aber 2018 
im Ständerat abgelehnt. Im September 2024 stimmte der 
Nationalrat dem Postulat «Einführung von Bedingungen 
für die ausländische Finanzierung von Gebetshäusern 
und Bildungseinrichtungen in der Schweiz» der SiK-N 
(Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrats) zu. 
Leider lassen die enttäuschenden Aussagen von Bundesrat 
Beat Jans in der Nationalrats-Debatte zu diesem Vorstoss 
erahnen, dass der Bundesrat der Angelegenheit zu wenig 
Priorität beimisst.

Die Bedrohung ist akut. Wir wissen, dass autoritäre Staa-
ten wie die Türkei, Saudi-Arabien, die Golfstaaten oder 
Konsortien aus diesen Ländern im grossen Stil Geld in die 
Finanzierung radikal-muslimischer Strömungen in Europa 
(auch in die Schweiz!) pumpen.

Das Egerkinger Komitee wird sich in den kommenden 
Monaten mit parlamentarischen Vorstössen und wei-
teren Aktionen dafür stark machen, dass die Gemein-
deautonomie gestärkt wird. ■

Das Egerkinger Komitee stellt folgende dringende Forderungen auf:
•	 In der Schweiz dürfen keine muslimischen Zentren gegen 

den Willen der Standortgemeinden – und ohne Offenle-
gung der Finanzierungsquellen – errichtet werden.

•	 Der Nachrichtendienst des Bundes (NDB) ist zu ver-
pflichten, seine Informationen zu radikal-muslimischen 
Umtrieben und deren Finanzierungsquellen aus dem Aus-
land kantonalen und kommunalen Behörden zugänglich 
zu machen, wenn diese einen Bezug zu Immobilienkäu-
fen und ähnlichen relevanten Bestrebungen aufweisen.

•	 Es braucht endlich auf nationaler Ebene eine Gesetzes-
grundlage zur Finanzierung von muslimischen Einrich-
tungen und Moscheen. Die Gelder sind vollständig offen-
zulegen und die Finanzierung aus ausländischen Staaten, 
welche die Menschenrechtskonvention mit Füssen treten, 
muss verboten werden.

Abonnieren Sie unseren kostenlosen Newsletter, um 
nichts mehr zu verpassen: info@egerkingerkomitee.ch



Schweizerzeit-Podcast vom 6. März 2026

Im Jahr 2026 feiert das Egerkinger Komitee sein 20-jäh-
riges Jubiläum! Aus diesem Anlass führte die Schweizer-
zeit einen Podcast mit Persönlichkeiten durch, welche die 
Geschichte des Egerkinger Komitees geprägt haben.

Im Gespräch mit Schweizerzeit-Chefredaktor Anian Lieb-
rand blicken die Gründungsmitglieder Walter Wobmann 
(Präsident) und Dr. Ulrich Schlüer gemeinsam mit Grossrat 
Roland Haldimann von der EDU zurück auf die vergan-
genen 20 Jahre, in denen das Egerkinger Komitee tiefe 
Spuren in der Schweizer Politik hinterlassen hat.

Schauen Sie sich die Sendung an auf
www.youtube.com/@schweizerzeitmag
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Wahlempfehlungen des Egerkinger Komitees
Grossratswahlen Kanton Bern vom 29. März 2026

Folgende Persönlichkeiten stehen uns nahe und tragen die Werte des Egerkinger Komitees mit. Sie 
stehen für die Wahrung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung und gegen die Machtansprü-
che des politischen Islam. Wir bitten Sie, diese Grossratskandidaten aus dem Kanton Bern auf Ihrem 
Wahlzettel zu berücksichtigen und 2x auf Ihre Liste zu setzen.

Andrea Geissbühler (SVP), Bäriswil, 
Wahlkreis Mittelland Nord (NEU)

Erich Hess (SVP), Bern, Wahlkreis 
Stadt Bern (NEU)

Thomas Fuchs (SVP), Bern, Wahlkreis 
Stadt Bern (BISHER)

Barbara Josi (SVP), Wimmis,
Wahlkreis Oberland (BISHER)

Nils Fiechter (SVP), Oberwil i.S., 
Wahlkreis Oberland (BISHER)

Cornelia Wälchli (SVP), Langenthal, 
Wahlkreis Oberaargau (NEU)

An ihrem Parteitag vom 28. Februar 2026 verabschiede-
ten die Delegierten der Sozialdemokratischen Partei (SP) 
Schweiz eine Resolution, die mit früheren Grundsätzen 
radikal bricht. Die Resolution verlangt unter anderem, dass 
Lehrerinnen muslimischen Glaubens im Unterricht künftig 
ein Kopftuch tragen dürfen.
Die SP Schweiz wirft damit ihre laizistischen Überzeu-
gungen über Bord und fällt (trotz einigen Warnstimmen 
am Parteitag) auf einen islamistischen Unterwanderungs-
versuch herein. Damit hat die unter SP-Präsident Cédric 
Wermuth immer weiter nach linksaussen abdriftende Bun-
desratspartei ihre Glaubwürdigkeit als Verteidigerin von 
Frauenrechten endgültig verloren. ■

20 Jahre Egerkinger Komitee


